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Verständigungen in Strafverfahren — Ein P[ädoyer
gegen die Kodifizierung einer „Stpo [ight“ in
Österreich
RepLik auf Ruhri, Verständigungen im Strafverfahren, AnwBL 2010,
243 ff

1) Die Bezeichnungen des Phänomens sind vielfältig: „Verständigung“,
.Vergleich Dear, ‚Absprache plea bargaining“.

2) Detlev DeaI, Der strafprozessuale Vergleich, Stralvesteidiger 1982,
545Ff.

3) Vgl auch Kuckein/Pfister. Verständigung im Strafverfahren — Be
standsaufnahme und Perspektive, in FS aus Anlaß des Fünfzigjährigen
Bestehens des Bundesgerichtshofs, Bundesanwaltschaft und Rechts
anwaltschaft beim Bundesgerichtshof (2000) 641 (647Q; Orlandi,
Plea bargaining in den kontinenta(europäischen Ländern, Öjz 2009.
404 ff; RaLz. Verfahrensbeendende Prozessabsprachen in Österreich,
Öjz 2009, 949.

4) Beginnend wohl mit der soweit ersichtlich ersten Bearbeitung des
Themas durch Moos, Der Außergerichtliche Tatausgleich für Erwach
sene als strafrechtlicher Sanktionsersatz, JBI 1998, 351 und daran
anschließend lipo(d, Absprachen im Strafprozeß, Archivium iuridi
cum Cracoviense, 1998—1999, 169, welcher nach Überprüfung
möglicher _Einfallstore‘ Für Absprachen in der StPO zu dem Schluss
gelangt, dass derartige Praktiken keine Rechtsgrundlage haben und
folglich contra legem erfolgen; sa Soyer, Der Vergleich im gerichtli
chen (Finanz-)Straf.‘erfahren aus der Sicht des Verteidigers, in Leftner
(Hrsg), Finanzstrafrecht (2002) 73(760; Moos. Absprachen im Straf
prozess, RZ 2004, 56(58); Kier, Prozeßabsprachen im englischen und
österreichischen Strafprozeß. (unveröffentlichte) Diplomarbeit an
der Kart-Franzens-IJniversität Graz (1998).

5) OCH 24. 8. 2004, 11 Os 77/04 (EvBI 2005/64).
6) Der OCH hat seine Rechtsauffassung in seiner jüngsten E vom

4. 3.2010, 130s 1/lOm (EvBI 2010/76) bekräftigt; vgl grundsätz
lich hierzu Ran, Ojz 2009. 949 (952) als auch den. Der Vergleich
im gerichtlichen (Finanz-)Strafverfahren aus der Sicht des Richters,
in Leitner (Hrsg). Finanzstrafrecht (2002) 99 (105); zum Ergebnis
der Strafbarkeit von Prozessabsprachen sa Kier, aaO 56.
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Materielle Wahrheit In seinem Beitrag im AnwBl 2010, 243ff hat Ruhri offen für eine gesetzliche Implementierung von Prozessab

sprachen geworben. Die Autoren zeigen demgegenüber ausgebend von den deutschen Erfahrungen auf, welche
Gefahren dem Angeklagten und seinem Verteidiger durch die Einführung einer derartigen „StPO light~ auch im
österreichischen Strafverfahren drohen können und weshalb eine Gesetzwerdung tunlichst zu verhindern ist.

1. Vorbemerkungen
Zu Beginn der 1980er Jahre wurde das Phänomen der
verfahrensbeendenden Absprachen‘ in Deutschland
noch von einem namhaften Strafverteidiger unter
dem Pseudonym Detlev Deal aus Mausche1bausen2~ be
schrieben. Die Zeiten haben sich seither dramatisch ge
ändert. Seit dem 4. 8. 2009 gilt in Deutschland das so
genannte Gesetz zur Rege/ung von Verständigungen im
Strafteifahren vom 29. 7. 2009. Im kontinentaleuropäi
schen Vergleich nimmt Deutschland dabei keinerlei
Sonderstellung ein. Gesetzliche Regelungen gibt es ua
auch in Italien, Spanien, Portugal und Frankreich.~

In Osterreich war es lange Zeit sehr ruhig um das
Thema Absprachen. Erst zum Ende des 20. jahrhun
derts begann sich die Dogmatik mit dem Thema zu be
schäffigen.4 Der OGH hat demgegenüber in seiner
Entscheidung vom 24. 8. 2004~~ der Praxis von Abspra
ehen im Strafverfahren eine eindeutige Absage erteilt
und die Beteiligung an Absprachen sogar für strafbar
erklärt.6~

Ungeachtet dieser Ablehnung des Absprachenunwe
sens durch das Höchstgericht — oder wohl eher gerade
deshalb — ist die Diskussion um eine gesetzliche Imple
mentierung von Verständigungen im Strafverfahren in
Osterreich durch Betreiben von Seiten der Rechtsan
waltschaft allein allerdings (neu) entbrannt und es
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droht nunmehr ein kaum zu handhabender Flächen-
brand.

Die Arbeitsgruppe Strafrecht und der Arbeitskreis Re
rufsrecbt des Qsterreicbischen Recbtsanwaltskammertages
haben sich im Jahr 2007 auf Grundsätze der Stnzfrenei
digung verständigt. In Kenntnis der grundlegenden E
des OGH aus 2004 ist dort als zwölfter Grundsatz die
„Verständigung im Strafverfahren“ als Zielbestimmung
angeführt.8

Harte sich der 7. Osterreichische Straft‘erteidigerln
nentag 2009 in Graz noch klar — in der erkennbaren
Hoffhung auf ein „Einlenken“ des OGH — gegen eine
gesetzliche Regelung von Absprachen ausgesprochen,9
so wurde ein Jahr später in Salzburg angesichts der in
zwischen erfolgten gesetzlichen Regelung in Deutsch
land offen für eine Kodifizierung des Deals geworben.
Die dabei entstandene äußerst hitzige Diskussion zwi
schen den beiden Lagern der Gegner und Befürworter
der Absprachenregelung hat die beiden dort ebenfalls
anwesenden Autoren — als erklärte Gegner dieser Praxis
— dazu bewogen, den auftretenden Befürwortern ihre
Argumente in aller Klarheit entgegenzubringen. Die
sem Zweck dient der gegenständliche Beitrag.

Festgehalten sei dabei vorweg, dass der Erstautor
selbst Mitglied der Arbeitsgruppe Strafrecht des ORAK
ist. Da es dort aber entgegen Ruhri (auch in der Sitzung
vom 2. 7. 2009) zu keiner „Ubereinkunft“,b0) sondern
vielmehr zu Mehrheitsentscheidungen kommt (bei wel
chen ua der Erstautor überstimmt wurde), möchte er zu
sammen mit dem Zweitautor diese Gelegenheit nutzen,
um einem breiteren Publikum seine „dissenting opini
on“ in Form massiver Bedenken gegen die gegenwärtige
Bewegung in Richtung einer (wohl dann nicht mehr re
versiblen) gesetzlichen Absprachenregelung darzulegen.

II. Der österreichische Status quo
und der Hintergrund der
Laufenden Diskussion: Was treibt
die Strafverteidiger an?

Nun ist es ein offenes Geheimnis, dass es auch in der
täglichen Praxis der österreichischen Strafgerichtsbar
keit zu Absprachen unter den Verfahrensbeteiligten
hinsichtlich des Ausgangs des Strafverfahrens kommt.
Dies dürfte wohl schon seit vielen Jahrzehnten in mehr
oder weniger ausgeprägter Intensität an den unter
schiedlichen landesweiten Strafgerichten so ablaufen.
Warum aber kommt es gerade jetzt zu dieser durchaus
hitzig verlaufenden Diskussion über eine Kodifizierung
dieser Praxis?

Den Hintergrund der laufenden Debatte über die
gesetzliche Implementierung bildet ganz eindeutig die
Angst der Strafverteidiger vor der Begründung ei
gener strafrechtlicher Verantwortlichkeit. Der

OGH hatte es nämlich in seiner wegweisenden
E II Os 77/04 mit dem Fall eines Angeklagten zu tun,
der in seiner Nichtigkeitsbeschwerde vorbrachte, dass
er nur deshalb in der Hauptverhandlung keine Beweis-
anträge gestellt habe, weil ihm für ein Geständnis von
der vorsitzenden Richterin eine Freiheitsstrafe von drei
Jahren in Aussicht gestellt worden sei. Offensichtlich
hatte sich die Richterin (bzw der erk Sen) in der Folge

zumindest nach dem Vorbringen des Rechtsmittel
werbers nicht an die Vereinbarung gehalten und eine
höhere Strafe verhängt. Der OGH führte dazu aus, dass
„eine derartige Absprache die sich bereits vom Ansatz her
mit den auf eine mögliche Diversion gerchteten, gesetzlich
determinierten Veifahrensschritten nicht vergleichen lässt —

schon wegen des ersichtlichen Verstoßes gegen § 202 erster
und zweiter Fall StPO [Anm: aF], vor allem aber wegen
des eklatanten Widerspruches zu den tragenden Grundprin
zipien des österreichischen Strafreifabrensrecbtes, nament
lich jenem zur — ein Kontrabieren des Gerichtes mit (‘mut
maßlichen,) Rechtsbrechern ausschließenden Erforschung
der materiellen Wahrheit, prinzipiell abzulehnen ist und
die Beteiligten disziplinärer (~ 57 RDG) und strafrechtli
cher Verantwortlichkeit c$ 302 StGB) aussetzen kann“.

Aus diesen klaren Ausführungen resultierte in der
Folge die Angst jener Strafverteidiger, die derartige Ab
sprachen treffen, vor strafgerichtlicher Verfolgung. Um
dieser Angst einer möglichen Verurteilung der Straf
verteidiger (und wohl auch der involvierten Richter)
entgegenzuwirken, wurde danach von Seiten der
Rechtsanwaltschaft unter anderem Folgendes festge
halten: ‚4bsprncben zwischen Staatsanwaltin, Richterin
und Verteidigerin über den Verfabrensablaufund die Straf
frage sind zu&rsig. Eine gesetzliche Regelung dieser Korn
munikationsprozesse ist nicht erforderlich und zweckmä
ßig, chz der Beschuldigte noch stärker als bisher einem
Geständnisdruck ausgesetzt wäre. Die Rechtsprechung
ist aufgerufen, anstelle rigoroser obiter dicta (ii Os 7 7/04,
OGH 24. 08. 2004) in Grundsatzentscheidungen die bei
Absprachen zu berücksichtigenden Grundsatze des Strafrer
fahrens und die recbtsstaatlicb gebotenen Grenzen zu kon
kretisieren und zu verdeutlichen.“

Diesem Aufruf ist die Rsp aber nur auf ihre eigene
Art gefolgt und hat die rechtsstaatlich gebotenen Gren
zen erneut dadurch konkretisiert, dass die verfahrens—

7) Diese sind abge‘dnickt in AnwBl 2007, 183 ff.
8) AnwBl 2007, 183 (187).
9) Beschlüsse des 7. Strafveneidigerlnnentages in Soyer (Hrsg), Straf

verteidigung — Bewährung in der Praxis (2009) 105ff; unter 3. heißt
es: „Absprachen zwischen Staatsanwaltin, Richterin und Verteidige
rin über den Verfahrensablauf und die Straffrage sind zulässig. Eine
gesetzliche Regelung dieser Kornmunikationsprozesse ist nicht erfor
derlich und zweckmäßig, da der Beschuldigte noch stärker als bisher
einem Geständnisdruck ausgesetzt wäre:
Ruhri, Verständigungen im Strafverfahren, AnwBl 2010. 243.

11) Beschlüsse des 7. Strafverteidigerlnnentages in Soyer (Hrsg), Straf
verteidigung — Bewährung in der Praxis (2009) 105ff (s unter
Punkt 3.).
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beendende Absprache im Strafverfahren alle Beteilig
ten dem Vorwurf des Missbrauchs der Amtsgewalt iSd
~ 302 StGB aussetzt. Der OCH machte also Idar, dass
derartige Deals nicht nur nicht erwünscht, sondern
vielmehr strafgesetzwidrig sind. In dieser Uberzeugung
hat er seine Rechtsprechungslinie in 13 Os 1/lOm
(EvBl 2010/76) fortgeführt: » Veifabrensbeendende Pro
zessabsprachen widerstreiten dem Gebot der materiellen
Wabrbeitsfindung und sind daher unzulässig!..]. Sie kön
nen zu disziplinärer und st.rafrechtlicber Ve;folgungflibren.
Unterlässt ein Richter die nach der Sachlage gebotene Re
weisaufizabme pflichtwidrig, um eine solche Absprache zu
realisieren, kommt St.nzfbarkeit wegen des Verbrechens des
Missbrauchs der Amtsgewalt nach ~ 302 Abs 1 StGB in Be
tracht [.. .1 Eine vom Richter eingehaltene Prozessabsprache
dieser Art die mit dem System des liberalen Strafprozesses
auch deshalb nicht vereinbar ist, weil sie sich auch im Fall von
Rp oder Gesetzgeber verlangier Dokumentation einer Kon
trolle entzieht stellt demnach einen Wiederaufizabmegrund
dar (~$ 353 Z 1 StPO). Ein darauf bezogener Antrng ist
nach der Straffrrozessordnung bei dem Gericht zu stellen,
das flur das Hauptveifahreiz zuständig war & 357 Abs 1
StPO; zur Ausscblie,ßung der vorbefassten Richter ~ 43
Abs 4 StPO). Ein Antnzgsrecht an den OCH ist dement
sprechendflur solche Fälle nicht vorgesehen (vgl § 362 Abs 3
StPO). Davon zu unterscheiden sind zur Festlegung des Ver
bandlungsfabrplans dienende Konferenzen mit Stil und Ver
teidiger [.. .1.“

Doch der OCH geht sogar noch weiter:
„2. Befangenheit iSd früheren und Ausgeschlossenbeit

gem S 43 Abs 1 Z 3 StPO nach der aktuellen Diktion der
StPO liegt nicht schon dann vol; wenn sich ein Richter vor
der Entscheidung eine Meinung über den Fall gebildet hat,
sondern nul; wenn die Annahme begründet erscheint, dass
er auch angesichts a4f?illiger gegenteiliger Veifabrensergeb
nisse nicht gewillt sei, von dieser abzugeben 1...]. Ob dies
der Fall ist, beda;fauch unter Berücksichtigung dessen einer
genauen Prüfling, dass ein mit einer — gesetzwidrigen — ver
fahrensbeendenden Absprache gescheiterter Richter in seiner
Entscheidungsfindung allenfalls nicht mehr ganz frei ist,
weshalb eine nicht eingebaltene Absprache zu Nichtigkeit
des Urteils nach ~ 281 Abs 1 Z 1 StPO fuhren kann. Ein
Hinweis auf Befangenbeit des Richters könnte auch in der
Höhe derflur den Fall des Nicbtkontrahierens in Aussicht ge
stellten Straft liegen.«

Dieser strikten Ablehnung von Prozessabsprachen
sind auch große Teile des österreichischen Schrifttums
gefolgt und/oder sehen diese Praxis (zumindest) als
dem Gebot der materiellen Wahrheitsfindung wider
streitend an.11 Daneic führt insbesondere aus, dass der
artige „Verständigungen“ dem § 164 Abs 4 StPO wi
dersprechen, wonach keine Versprechungen gemacht
werden dürfen, um den Beschuldigten zu einem Ge
ständnis zu bewegen)3 Erwähnt muss in diesem Zu
sammenhang aber wohl auch werden, dass ein Richter
gem § 58 Abs 5 RStDG seine Ansicht über die von

ihm zu erledigenden Rechtssachen außerdienstlich
nicht äußern darf und insbesondere gern § 52 Abs 2
Geo einem Richter auch Außerungen über den vermut
lichen Ausgang einer Sache außerhalb der Verhandlung
verboten sind.

Im Lichte dieser eindeutigen Festlegung des Höchst-
gerichts (und von Teilen des Schrifttums) wie auch der
eindeutigen Rechtslage ist nun der Wunsch der öster
reichischen Strafverteidiger nach gesetzlicher Rege
lung und damit strafrechtiicher Exlculpierung in An
lehnung an das deutsche „Vorbild“ nur allzu verständ
lich. Dass aber in Anbetracht der oben dargelegten
Rechtsauffassung des Höchstgerichts „der Judikatur
des OCH keine Anleihen flur die angestrebte Regelung ent
nommen werden können‘~‘4 ist wohl mehr als verständ
lich. Wenn etwas nach Auffassung der Autoren zu
Recht grundsätzlich als falsch erkannt wurde, dann
werden nicht auch noch Anleitungen zu dessen gesetz
licher Umsetzung gegeben werden.

III. Die deutsche RechtsLage und
Praxis

1. Die Praxis in Deutschland bis zur Kodifizierung

Bevor wir uns der Debatte und dem Diskussionsent
wurf von Ruhri zuwenden, sollen zunächst die Rege-

12) Schmotter, WK-StPO § 3 aF Rz 25 mwN; Markel, WK-StPO § 1
Rz 9; Medigovic, Absprachen im Strafverfahren, \itrarlberger Tage
2007 (2008) 95 (98); dies, Bemerkungen zu verlahrensbeendenden
Absprachen im Strafprozess, in Soyer (Hrsg). Strafverteidigung— Rin
gen um Fairness (2005)129 (130); Oanek. Stellungnahme zum CA
für den 15. Österreichischen Juristentag 2003, IV/2, 55 (70); de,‘s,
Wahrheitsfindung und Prozessökonomie — Welche Rolle kommt
dem *rsitzenden in der Hauptverhandlung zu? RZ 2004, 122(129);
katz, Zur Reform der Hauptverhandlung und des Rechtsmittelver
fahrens, ÖJZ 2010.387; ders, Vergleich, 99; Tipotd. aaO 169 (175 ff):
aA und daher einer Absprachenregelung gegenüber positiv gestimmt
hingegen Berte?, Die Verteidigung im österreichischen Strafverfah
ren, in Soyer (Hrsg), Strafverteidigung — Realität und Vision, 1. Öster
reichischer Strafverteidigerlnnentag (2003)9 (14); Gerstberger. Sta
tement zur Reform der Hauptverhandlung, in Soyer (Hrsg). Strafver
teidigung — Realität und Vision, 1. Österreichischer Stralverteidige
rlnnentag (2003) lOOf; Moos, RZ 2004, 56; König, Wahrheit im
Strafprozess — Die staatsanwaltiche Sicht, in Soyer (Hrsg), Strafver
teidigung — Ethik und ErFolg. 8. Österreichischer Stralverteidigerin
nentag (2010) 61(69); Soyer. Der Vergleich im gerichtlichen (Fi
nanz-)Strafverfahren aus der Sicht des Verteidigers, in teitner (Hrsg),
Finanzstrafrecht (2002) 73; ders. Vorstellungen zur ‚Hauptverhand
lung neu“, in Soyer (Hrsg), Stralverteidigung — Realität und Vision, 1.
Österreichischer Strafverteidigerlnnentag (2003) 80 (82); ders.
Wahrheit im Strafprozess — Die Perspektive des Verteidigers. in Soyer
(Hrsg), Strafverteidigung — Ethik und Erfolg, 8. Österreichischer
Strafverteidigerlnnentag (2010) 78 (88).

13) WK‘StPO Vor §~ 220—227 Rz 9 mwN; sa katz, Vergleich 99(1010;
Tipold, aaC 169(180); differenzierend Medigovic, Vorarlberger Tage
2007, 9Sf (1060.

14) kuhn, aaC 244f.

• ‚ Verständigungen in Strafverfahren — Ein Plädoyer gegen die Kodifizierung einer _StPO light“ in Österreich
Autoren: RA Mag. Dr. Roland tier, Wien, und RA (RAt Nürnberg) Dr. Jan Bockemühl, Regensburg

österreichisches Anwattsblatt 2010109



Abhandlung

lung und die Erfahrung mit der Praxis der Abspra
chen in Deutschland kurz skizziert werden.

Absprachen im Strafprozess‘ wurden bis zu ihrer
Kodifizierung durch das Verständigungsgesetz prakti
ziert und wurden alleine schon aufgrund der fehlenden
Kodifizierung von namhafter Seite zum Teil strikt ab
gelehnt. Trotz Ablehnung durch weite Teile des
Schrifttums — aber auch von Praktikern‘8~ — wurden Ab
sprachen, insbesondere von Prakdkerseite, als unver
zichtbar eingestuft. Widmaier formulierte bereits
1986:~) „Der prozessuale Vergleich ist existent. Er braucht
nicht erst legalisiert zu werden und lässt sich auch nicht ver
bieten.“

Die E des 4. Senats des BGH vom 28. 8. 199720)
setzte erste Maßstäbe zu einer einheitlichen Handha
bung der Absprache im Stra~rozess. Unterschiedliche
Ausprägungen und besondere regionale Spielarten der
Absprachenpraxis hatten bis zu diesem Zeitpunkt Platz
gegriffen und wurden durch die E erstmals in ein ein
heitliches Konzept geführt.

Durch die E des 4. Senats waren allerdings bei wei
tem nicht alle Rechtsfragen im Zusammenhang mit Ab
sprachen geklärt. Insbesondere die Frage, ob ein auf
grund einer unzulässigen Absprache erklärter Rechts
mittelverzicht rechtswirksam sei, wurde durch die ver
schiedenen Strafsenate des BGH unterschiedlich
gesehen und zur Klärung der divergierenden Auffas
sungen und wegen der grundsätzlichen Bedeutung
der Rechtsfrage gem § 132 Abs 2 und 4 dGVG dem
Großen SenatJur Strafsachen vorgelegt221

Der Große Senat flur Straftachen hat — quasi vor die
Klammer gezogen — auch zur grundsätzlichen Zulässig
keit von Absprachen trotz fehlender gesetzlicher Rege
lung Stellung bezogen und die Zulässigkeit und Verein
barkeit mit den Strafprozessmaximen des deutschen
Strafprozesses (gerade noch) bejaht.21 Die Vorlagefra
gen wurden dahingehend beantwortet, dass ein Rechts
mittelverzicht als Gegenstand einer Absprache unzuläs
sig sei und deswegen der Angeklagte — trotz Absprache

darüber qualifiziert zu belehren sei, dass er „ungeachtet
der Absprache in seiner Entscheidung frei ist, Rechtsmittel
einzulegen “24)

Zusammenfassend lassen sich die nach den beiden E
wesentlichen Mindestanforderungen an eine zulässige
Absprache wie folgt wiedergeben:

Absprachen haben grundsätzlich in der Hauptver
handlung unter Beteiligung aller Verfahrensbeteilig
ter zu erfolgen. Der Inhalt ist zu protokollieren.
Das Gericht ist von der Prüfung der Anklage anhand
der Aktenlage und auch rechtlich nicht enthoben.
Der Absprache darf durch keinerlei Drohung und
keine Zusage eines offensichtlich rechtswidrigen
Vorteils oder eines Vorteils, welcher nicht in den
Kompetenzbereich des Gerichtes fällt, zustande ge
kommen sein.

österrelchlsches Anwaltsblatt 2010109

Das im Rahmen einer Absprache abgegebene Ge
ständnis muss hinreichend konkret sein und durch
das Gericht auf die Zuverlässigkeit überprüft werden.
Das Gericht muss von dessen Richtigkeit überzeugt
sein.
Absprachen über den Schuldspruch sind unzulässig.
Es darf nur eine Strafobergrenze in Aussicht gestellt
werden. Auch diese muss „schuldangemessen“ sein.
Ein Rechtsmittelverzicht darf nicht Gegenstand ei
ner Absprache sein.
Es darf zu keiner sachwidrigen Verknüpfung von
Leistung und Gegenleistung kommen.
Auch nach der Entscheidung des Großen Senats flur

Strafsache,, waren die Probleme der Absprachenpraxis
keineswegs gelöst und der Ruf nach einer gesetzlichen
Regelung wurde immer lauter.26

15) lgnor, Die gesetzliche Regelung der Verständigung im deutschen
Strafverfahren, Anwßl 2010, 238 ff. hat ausführlich die gesetzliche
Regelung der Verständigung im deutschen Strafverfahren dargestellt.

16) Die Bezeichnung des Phänomens ist mannigfach. ‚Absprache Ver
ständigung“, Yergleich“, ‚Deal“, Vereinbarung‘, ‚. Mauschelei“ und
„Handel mit der Gerechtigkeit“ sind die gebräuchlichsten, vgl Satzger
in Bockemühl (Hrsg), Handbuch des Fachanwalts Strafrecht4 (2009)
8. Teil 3. Kapitel Rn 2: weitere Beispiele bei Jungfer. Zur Psychologie
des Vergleichs im Strafverfahren, Strafverteidiger 2007, 380. Meyer
Gofiner, StPO‘~ (2009) ‘dbr § 213 Rn 14 will die Bezeichnung „Deal‘
für die unzulässige, heimliche Absprache reseivieren.

17) Statt aller Schünemann, Strafprozessuale Absprachen in Deutschland
— Der Rechtsstaat auf dem Weg in die „Bananenrepublik“? (2005);
den, Reformaspekte des strafrechtlichen Haupt- und Rechtsmittel-
verfahrens, JSt 2010, 85: ‚Beispielsweise wäre es sinnlos, das vom
OCH ausgesprochene Verdikt über die contra legem praktizierten
ljrteilsabsprachen durch deren schlichte Legalisierung aufzuheben
(...). Vielmehr würde dadurch nur die Rechtsstaatswidrigkeit einer
unausgewogenen Absprachepraxis auf das gesamte Strafverfahren
übertragen.“

18) Kempf Gesetzliche Regelung von Absprachen im Strafverfahren?
Oder Soll Informelles formalisiert werden? Strafverteidiger 2009,
269ff; Fischer, Regelung der ljrteilsabsprachen — ein Appell zum In
nehalten, NStZ 2007, 433.

19) Widmaier, Der strafprozessuale Vergleich, Strafverteidiger 1986,357.
20) BGHSt 43, 195 ff.
21) Die Entscheidung des 4. Senats wurde durch die anderen Strafsenate

rasch akzeptiert: BGH —3. Senat — Strafverteidiger 1999,407; BGH —

5. Senat — Strafverteidiger 2003, 481.
22) Es lohnt hier auch ein „Blick“ auf die ieweiligen Ausgangsfälle, wel

che der Vorlage an den Großen Senat für Strafsachen zugrunde lagen.
BGHSt 50,41 ff skizziert diese Fälle und offenbart eine Angebots-Pa
lette von Gerichten und Staatsanwaltschaften als Gegenleistung für
das Versprechen einer .milden Strafe‘: Offener Vollzug (BGH Straf
verteidiger 1988, 372 mit Anm Sieg); Absehen von Strafverfolgung
bzgl anderer Tat (BGHSt 37, 10); Haftverschonung (BGH NJW 2004,
1885): Verbleib in einer JVA nahe dem Wohnort von Freundin und
Kind abweichend vom Vollstreckungsplan (BGH NJW 1995, 2568).

23) BGHSt 50, 40 (46ff); der Große Senat hat in dieser E auch deutlich
eine Tätigkeit des Gesetzgebers angemahnt, vgl BCHSt SO. 40 (64).

24) BGHSt 50, 40 in Leitsatz 2,
25) Vgl hierzu ausführlich Satzger in Bockemühf (Hrsg), Handbuch des

Fachanwalts Strafrecht4 (2009) 8. Teil 3. Kapitel Rn 34.
26) Vgl nur Satzger in Bockemühl (Hrsg), Handbuch des Fachanwalts

Strafrecht4 (2009) 8. Teil 3. Kapitel Rd 78ff.
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2. Verständigungsgesetz vom 29. 7. 2009 und die
Umsetzung in der Praxis

Der Appell des Großen Senats‚flur Stnzfsacben an den Ge
setzgeber verhallt nicht.2 Der Deutsche Bundestag hat
am 28. 5. 2009, noch kurz vor dem Ende der Legisla
turperiode, das „Gesetz zur Regelung der Verständi
gungen im Strafverfahren“ beschlossen. Betrachtet
man das Gesetzgebungsverfahren und die gesetzliche
Regelung des so genannten Verständigungsgesetzes,
so P~llt einem nur ein Zitat von Otto von Bismarck ein:

Wer we~fi, wie Gesetze und Würste zu Stande kommen,
kann nachts nicht mehr ruhig schlafen.

Angesichts der grundlegenden Bedeutung der Rege
lungen, welche markant in das Strafprozesssystem ein
schneiden, verwundert die gesetzgeberische Eile, mit
der das Gesetzgebungsverfahren betrieben wurde.29~

Nachdem nunmehr Ignor die gesetzliche Regelung in
der deutschen Strafprozessordnung bereits im AnwBl
2010, 238 vorgestellt hat, so soll hier nunmehr ein kri
tischer Blick auf die deutsche Stral~,rozesswirklich
keit geworfen werden.

Der deutsche Gesetzgeber hat durch das Verständi
gungsgesetz lediglich die contra legem bestehende
und durch die Rechtsprechung des BGH geprägte Ab
sprachenpraxis übernommen und damit keine grundle
gend neue Regelung geschaffen. Die aus der Praxis
der Absprachen resultierenden Probleme für das ge
samte Strafprozesssystem wurden damit durch die Ko
difizierung nicht beseitigt. Durch die Legalisierung
wurde ihr lediglich der Deckmantel der Rechtsstaat
lichkeit übergezogen. Weider sollte Recht behalten, als
er 2003 schrieb:3‘

„Die Geiste,; die wir gerufen haben, werden wir nicht
mehr los.

Dabei waren die Gefahren, die von einer Disponibi
lität des Strafprozessstoffes ausgehen, dem Gesetzgeber
durchaus bewusst. Die tragenden Grundsätze des Straf
prozesses, namentlich die Verpflichtung zur Ermittlung
der Wahrheit durch das Gericht, der Schuldangemessenbeit
der Strafe und der Fairness des Veifabrens, sollten durch
„Idare Vorgaben“ gewahrt bleiben und damit zu
„Rechtssicherheit und gleicher Rechtsanwendung“
fuhren.32 Dieses hehre Ziel muss als gescheitert be
zeichnet werden. Gerade nämlich diejenigen (neuen)
Regelungen des Verständigungsgesetzes, welche in Er
gänzung der BGH-Judikatur ein positives Echo gefun
den haben,34 stellen sich als stumpfes Schwert heraus
oder wurden bereits vor Ablauf der Jahresfrist durch
die Rsp des BGH konterkariert.

a) Umgehung des § 302 Abs 1 Satz 2 dStPO —

Rechtsmittelverzicht „durch die Hintertür“

Die „Vorschusslorbeeren“ der gesetzlichen Regelung
durch deren Befürworter‘53 und die Hoffnungen, dass
durch die Kodifizierung „Idare Vorgaben“ gemacht

und „auf diesem Wege für sämtliche Beteiligte Rechts
sicherheit“ gewährleistet würde, haben sich nicht be
wahrheitet. Dieses soll zunächst an einem Exempel dar
gestellt werden.

§ 302 Abs 1 Satz 2 dStPO normiert, dass im Falle ei
ner vorausgegangenen Verständigung ein Rechtsmit
telverzicht ausgeschlossen ist Die Rechtskraft des Ur
teils sollte somit nach dem ‘Willen des Gesetzgebers
erst mit dem Ablauf der ungenutzt verstrichenen
Rechtsmitteleinlegungsfrist eintreten. Der Gesetzge
ber verfolgte mit dieser Regelung den Zweck, dass die
„Verständigungsparmer“ während der laufenden
Rechtsmittelfrist „in Ruhe und ohne Druck überlegen
können, ob sie das Urteil akzeptieren wollen“. Diese
Entscheidung des Gesetzgebers erfolgte bewusst. Er
hat sich gerade nicht für die Lösung des BGH (lediglich
„qualifizierte Belehrung“) entschieden, sondern viel
mehr dieser eine klare Absage erteilt.3

Dieser gesetzgeberische Wille ist aber spätestens
durch eine Entscheidung des BGH — 1. Straftenat
— vom 14. 4. 2010 obsolet.“3 Der Ausschluss des
Rechtsmittelverzichts durch § 302 Abs 1 Satz 2 dStPO
wurde von vielen Praktikern bedauert, da er im „Wi
derspruch zur Praxis“ stehen würde.9~ Schließlich sei
ein zentraler Punkt der Absprache auch die Erwartung,
dass das ausgehandelte Ergebnis auch rechtskräftig

27) vgl zur Entstehung des Gesetzes nur v. Heintschel-Heinegg in KMR
Kommentar zur Strafprozessordnung § 257c Rn 1ff; Niemöller in
Njemöfler/Sch(othauer/Weirjer, Gesetz zur verständigung im Straf
verfahren (2010) Teil A Rn 18ff.

28) Br-Drucks. 16/11736 = 16/12310; 16/13095.
29) Ebenso Meyer-Go/?ner, Strafprozessordnung“ (2010) Einleitung

Rn 119h.
30) So auch Velten in Systematischer Kommentar zur Strafprozessord

nung § 257c Rn 1.
31) Weide,, Der aufgezwungene Deal, StrafverteidigerForum 2003, 406

(408).
32) So der Gesetzesentwurf der Bundesregierung vom 18. 3. 2009, BT

Drucks. 16/12310; abgedruckt in Niemöller/Schlothaue,/Weide,.
Gesetz zur Verständigung im Strafverfahren (2010) Aiih 7.

33) In die gleiche Richtung gehend .4ltenhain/Haimerl, Die gesetzliche
Regelung der Verständigung im Strafverfahren — eine verweigerte
Reform, jZ 2010, 327 (336).

34) Es sollen dies das Verwertungsverbot für ein abgelegtes Geständnis
nach Wegfall der Bindungswirkung (~ 257c Abs 4 Satz 3 dStPO)
und die Unwirksamkeit des Rechtsmittelverzichts (~ 302 Abs 1 Satz 2
dStPO) sein. vgl nur Altenhain/Haimerl, aao 327 (336).

35) vgl nur lgnor. AnwBl 2010. 238 (240).
36) Niemöller in Niemölier/Schlothaue,/Weide,, Gesetz zur verständi

gung im Strafverfahren (2010) Teil B. § 302 Rn 3.
37) Ebenso Velten in Systematischer Kommentar zur Strafprozessord

nung, Vorbemerkungen § 257 b Rn 8; die Regelung des § 35 a 5 3
dStPO ist eigentlich überflüssig, wie hier Meyer-Goßner, Strafpro
zessordnung‘3 (2010) § 302 Rn 26 b; wohl auch AltenhainlHaimerl,
aaO 327 (333).

38) BGH — 1. Strafsenat — BeschL vom 14.4. 2010—1 StR 64/10; die
Entscheidung ist über die Internetseite des BGH unter v~~,v.bundes
gerichtshof.de abrufbar vgl auch die kritischen Anmerkung von Ma
lek, StrafverteidigerForum 2010, 251 ff.

39) Ausdrücklich v. Heintschel-Heinegg in KMR, Kommentar zur Straf
prozessordnung § 257c Rn 65.
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werde. Den Weg zur „schnellen Rechtskraft“ hat die
ser Erwartungshaltung folgend nunmehr der 1. Strafse
nat geebnet. In einer äußerst semantisch anmutenden
Begründung führt der Senat aus, dass § 302 Abs 1
Satz 2 dStPO lediglich den Rechtsmittelverzicht, nicht
jedoch die Rechtsmittelrücknalune ausschließen wür
de. Würde also zunächst gegen das aufgrund einer Ab
sprache zustande gekommene Urteil Rechtsmittel ein
gelegt, so sei in der Rücknahme des Rechtsmittels
„noch vor Ablauf der Frist zu seiner Einlegung“ keine
Umgehung des Verbots des Rechtsmittelverzichts aus
§ 302 Abs 1 Satz 2 dStPO zu erblicken. Argumentativ
versucht der Senat seine Rechtsauffassung damit zu be
gründen, dass die spätere Rücknahme eines eingelegten
Rechtsmittels eine „weitere Erklärung“ des Angeklag
ten darstellt und somit „eine vorschnelle Festlegung
des Angeklagten, kein Rechtsmittel einzulegen, vermie
den“ werde.

Betrachtet man die Entscheidungsgründe, so wird
die subtile Semantik der Argumentation offensichtlich.
In den Gründen heißt es: „Dem am 18. November 2009
um 11.30 Uhr verkündeten Urteil war eine förmliche Ver
stilndiging (~ 257c StPO) vorausgegangen. Am selben Tag
legte der bestellte lnstanzverteidiger um 17.17 Uhr per Fax
Revision ein und rügte zugleich allgemein die Verletzung
materiellen Rechts. Etwa eine Stunde spätei; um 18.11 Ubi;
nahm der Instanzverteidiger,namens und im Auftrag seiner
Mandantin‘ — gleichfalls per Fax die Revision zunkk.“~

Der Instanzverteidiger hatte — ausweislich seiner in
den Beschlussgründen wiedergegebenen Erklärung —

angegebeir dass ich selbstverständlich Frau D. über
das Ergelmis der am 18. Ii. 2009 geflihrten Gespräche zwi
scheu der Ka,nmei dem Herrn Staatsanwalt und den Ver
teidigern informiert habe. 1.. .1 Frau D. habe ich auch, insbe
sondere um ihr einen raschen Ubergang von der Untersu
chungshaft in die Strafhaft zu ermöglichen, über die Mög
lichkeit einer gegenseitigen Revisionseinlegung und
Rücknahme durch Verteidigung und Staatsanwaltschaft in
formiert. Auch hiermit war Frau D. einverstanden. ‘42)

Der Senat wäre gut beraten gewesen, die gesetzgebe
rische Wertentscheidung nicht derart spitzfindig zu um
gehen. Gerade der durch die Erklärung des Instanzver
teidigers vorgetragene Sachverhalt belegt nämlich ein
drucksvoll, dass der Sachverhalt einen Fall betraf, in
welchem die Angeklagte offensichtlich keinerlei Be
denkzeit nach Urteilsverkündung hatte. Der Verteidi
ger mag seine Mandantin über sämtliche Umstände in
formiert haben. Allerdings wollte der Gesetzgeber den
Beteiligten an einer Verständigung ersichtlich eine Be
denkzeit für die gesamte Rechtsmitteleinlegungsfrist
einräumen. Die Entscheidung des 1. Strafsenats „legali
siert“ die seit dem 4. 8. 2009 landläufige Praxis, wonach
der Rechtsmittelverzicht über diesen „Trick“ erreicht
wird. Der durch den Senat entschiedene Fall unter
scheidet sich nur dadurch, dass der „Normalfall“ in foro
sich noch drastischer darstellt. Wird ein Urteil nach ei-

ner Absprache gem § 257c dStPO verkündet, so legen
sowohl Verteidigung als auch Staatsanwaltschaft noch
in der Sitzung zu Protokoll Rechtsmittel ein, um es dann
— nach einer juristischen Sekunde ebenso zu Protokoll,
wieder zurückzunehmen.4 Es ist auch blauaugig, wenn
von Seiten des Senats dieses Prozedere goutiert wird,
sofern „das Gericht auf die Revisionseinlegung und
die anschließende Rechtsmittelrücknahme in keinerlei
Weise hingewirkt“ hat. Auch insofern gehen nämlich
sämtliche Verfahrensbeteiligte zumindest stillschwei
gend davon aus, dass das ausgehandelte Urteil rechts
kräftig wird. Eschelbach prognostiziert sogar, dass es Tat-
gerichte geben wird, die „schwarze Listen vertragsbrü
chiger Verteidiger“ führen werden.

Inwieweit hier von „klaren Vorgaben“ und von
„Rechtssicherheit“ gesprochen werden kann, bleibt
gänzlich nebulos. Durch die gesetzliche Regelung
scheint jedenfalls in Anbetracht dieser Rsp nichts ge
wonnen.

b) Sanktionsschere — Kurz-, Mittel- oder
Langstreckentarife

Durch die gesetzliche Regelung der Absprachen ist
auch nichts gewonnen worden, wenn man eine weitere
Grundproblematik der Absprachenpraxis betrachtet. Es
wird weiterhin — jetzt möglicherweise erst recht — ver
sucht werden, für das schnelle Verfahren von Seiten
der Strafverfolgungsbehörden „zu werben“. Hier wird
weiterhin die Höhe des Rabatts für eine geständige
Einlassung bei einer Verständigung im Sinne von
§ 257 c dStPO im Verhältnis zur Strafhöhe „nach strei
tiger Hauptverhandlung“ problematisch sein. Es wird
im Rahmen von Revisionsbegründungen immer wieder
vorgetragen, dass Gerichte „die Sanktionsschere auf-
machen“. Ebenso wird berichtet, dass während Abspra
cheverhandlungen bestimmte Strafhöhen für den Fall
eines umfassenden Geständnisses in Aussicht gestellt
werden und nach streitiger Hauptverhandlung und ei
ner Großzahl von (Teil-)Freisprüchen auf eine deutlich
höhere Strafe erkannt wird.~~

40) V. Heintschel-Heinegg n KMR, Kommentar zur Strafprozessordnung,
§ 257c Rn 65‘ vgl auch zur Interessenlage an einer ‚schnellen
Rechtskraft‘: Niemöiler in Niemöller/Schlothauer/Wefder, Gesetz
zur Wrständigung im StraNerfahren (2010) Teil 8, § 302 Rn 18.
BGH — 1. Strafsenat — Beschl vom 14.4.2010—1 StR 64/10, dort41)
Rn 3.

42) BGH — 1. Strafsenat — Beschl vom 14.4.2010—1 StR 64/10, dort
Rn 8 und 9.

43) Auch der Instanzverteidiger spricht in seiner Erklärung ausweislich
der Beschlussgründe davon, dass er seine Mandantin ~über die Mög
lichkeit einer gegenseitigen Revisionseinlegung und Rücknahme
durch Verteidigung und Staatsanwaltschaft informiert‘ habe.

44) So BGH —1. Strafsenat Beschl vom 14.4.2010—1 StR 64/10, dort
Rn 22f.

45) Eschelbach in Beck‘OK-StPO (Stand 10/2009) § 257 b Rn 11.
46) Im konkreten Fall soll das Gericht dem Verteidiger für den Fall eines

Geständnisses seines Mandanten bezüglich sämtlicher 26 angeklag
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Durch die gesetzliche Regelung des § 257 c Abs 3
Satz 2 dStPO ist auch nichts wirklich gewonnen. Der
Gesetzgeber hat durch die Regelung verdeutlichen
wollen, dass die Vereinbarung einer Punktstrafe nach
wie vor unzulässig ist. Ailerdings gaukelt die Möglich
keit der Nennung einer Ober- und Untergrenze der
Strafe eine Varianz vor, welche in der Praxis nicht
zum Tragen kommt.‘7~ In der Praxis wird nach wie
vor die vom Angeklagten (noch) akzeptierte Strafober
grenze verhängt werden.481 Auch nach der Regelung des
Verständigungsgesetzes wird es weiterhin Kurz-, Mit
tel- oder Langstreckentarife geben.

c) „KonsensfaLle“

Die verschiedenen Spielarten des „aufgezwungenen
Deals“ hat Weider bereits zutreffend dargestellt. Die
Praxis zeigt, dass das „abkürzende Verfahren“, respek—
tive die StPO light, Begehrlichkeiten weckt, die geeig
net sind, die Suche nach der materiellen Wahrheit zu
gefährden. Es ist hier zuvorderst die Zeitersparnis
und damit vordergründig die Ressourcenschonung bei
der Justiz zu nennen. Eine Hauptverhandlung, welche
bei streitigem Verhandeln einige Hauptverhandlungs
tage in Anspruch nehmen würde, verkürzt sich durch
eine Verständigung auf einen Vormittag.

Ein weiterer Zeitfaktor ist derjenige, dass das Gericht
gem § 267 Abs 4 dStPO ein nicht durch Rechtsmittel
angefochtenes Urteil nur „abgekürzt begründen“ muss.
Die Zeitersparnis ist hierbei teils enorm.

Die Verteidigung des unschuldigen Mandanten ist
aus Sicht der Strafjustiz damit aber zwingend eine zeit
aufwendige. Nachdem der Freispruch in der Regel
nicht Gegenstand einer Verständigung sein kann, ist
die Freispruchverteidigung immer eine „Verteidigung
zum LangstreckentarW‘. Die Frage, wer den Tarif nach
Durchführung des Prozesses zu zahlen hat, ist bekannt
lich offen. So entstehen Situationen, die sich für den
Angeklagten wie folgt darstellen:

»Lieber den Spatz in der Hand, als die Taube auf dem
Dach.“

Der Geständnisdruck auf den Angeklagten ist teil
weise derart hoch, dass dieser, will er nicht das Risiko
eingehen und nach der „Taube“ greifen, gewillt ist,
ein falsches Geständnis abzulegen, um zumindest den
„Spatz“ festzuhalten. Die Gefahren für die materielle
Wahrheit liegen auf der Hand.

Eine Verteidigung im klassischen Sinne nach Max
Alsberg, die durch Kritizismus den hochgemuten, vorei
ligen Griff nach der Wahrheit hemmen soll,5» wird da
mit aber gleichzeitig als „störend“ empfünden. Leidtra
gender ist gegebenenfalls wiederum der Mandant.

Will der deutsche Verteidiger allerdings seinem Auf
trag nach § 1 Abs 3 Beruf~ordnung2 gerecht werden,
so hat er den Kampf um die Freispruchverteidigung
aufzunehmen. In diesem Falle verbietet aber bereits

die Beistandsftmktion dem Verteidiger, Gespräche mit
dem Gericht und/oder der Staatsanwaltschaft zu füh
ren. Mehr noch: Er muss moglichen Ansätzen zu Ge
sprächen sofort entgegentreten. Das Einlassen auf
„Dealgespräche“ bedeutet nämlich schon, dass der
„point of no return“ überschritten wurde. Der Ein
druck der Kompromissbereitschaft ist bei den Verfah
rensbeteiligten nicht mehr zu revidieren.53)

IV. Die VorschLäge Ruhris und deren
(praktische) ProbLematik

Ruhri hat nunmehr als erklärter Befürworter einer Ko
difizierung in AnwBl 2010, 243 einen Beitrag vorgelegt,
der nicht unwidersprochen bleiben soll.

All seinen Uherlegungen voran stellt Rubri die The
se, dass durch das von ihm dargelegte Konzept einer
Prozessabsprache der Verfahrensgrundsatz der ma
teriellen Wahrheit »völlig unberührt“ bleibe und
„und nichts an der umfassenden Aujklärungspfiicht des Ge
richtes“ geändert werde.54 Bereits diese einleitende Be
zugnahme auf den Stra&erfahrensgrundsatz des § 3
Abs 2 StPO kann in der Praxis nicht bestehen.

Denn welchen Zweck verfolgt grundsätzlich jede Ab
sprache? Es soll dadurch eine effiziente und damit

ten Taten nach dem Betäubungsmittelgesetz eine Gesamtireiheits
strafe von vier Jahren und sechs Monaten angeboten haben. Nach
streitiger — einjähriger — Hauptverhandlung wurde der Angeklagte
nur in sieben Fällen verurteilt und in den verbleibenden 19 Fällen
freigesprochen (i). Er erhielt für die sieben Fälle allerdings eine Ge
samtfreiheitsstrafe von acht Jahren und sechs Monaten. Hierin liegt
nicht direkt das Aufzeigen der Sanktionsschere“ im klassischen Sin
ne; BGH —1. Strafsenat — Beschl vom 15.4. 2008, 1 StR 104/08 mit
Anm Bockemühl, Strafverteidigerforum 2009, 158ff.

47) Ebenso Kitsch. Die gesetzliche Regelung der Verständigung im Straf
verfahren, StrafverteidigerForum 2010, 96 (98).

48) Kitsch, aaQ 96. 98, weist zu recht darauf hin, dass es bei Nennung
einer — nach den allgemeinen Strafzumessungsgesichtspunkten —

von Gericht und Staatsanwaltschaft (noch) schuldangemessenen
Strafe nicht ersichtlich ist, wieso diese im Urteil überschritten wer
den sollte.

49) Weide,, Der aulgezwungene Deal, StraNerteidigerForum 2003, 406
(408): Der Kuatarif ist der, bei dem lediglich die Anklage verlesen
wird und anschließend ein anklagekongruentes Geständnis abgelegt
wird. Der Mittelsrreckentarif ist derjenige, bei dem zu der Verlesung
der Anklage noch die Lektüre der Akten erforderlich ist und erst dann
das Geständnis abgelegt wird. Der Langstreckenrarif ist das Durch-
verhandeln.

50) Weide,, aao 406 ff.
51) Alsbe,‘g, Die Philosophie der Verteidigung (1930) 11.
52) § 1 Abs 3 BO-RA lautet: ‚Als unabhängiger Berater und Vertreter in

allen Rechtsangelegenheiten hat der Rechtsanwalt seinen Mandan
ten vor Rechtsverlusten zu schützen, rechtsgestaltend. konfliktver
meidend und streitschlichtend zu begleiten, vor Fehlentscheidungen
durch Gerichte und Behörden zu bewahren und gegen verfassungs
widrige Beeinträchtigungen und staatliche Machtüberschreitung zu
sichern.“ Gleiches verlangt im Übrigen § 57 Abs 1 ÖStPO!

53) So auch Sommer, Der moderne StraNerteidiger und die neuen Deal
Strategien. AnwBl (Deutschland) 2010, 197 (198).

54) Ruhri, aaC 244.
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schnellere Abhandlung eines Strafverfahrens ermög
licht werden. Wenn der Angeklagte als Grundvoraus
setzung — wie auch Ruhri fordert für die Durchfüh
rung einer „Verständigung“ ein Geständnis ablegen
muss, welchen besonderen Nutzen für den „Vertrags
partner“ nach Rubris Vorschlag die Staatsanwaltschaft

soll es dann haben, wenn das Gericht die materielle
Wahrheit finden und vielleicht ein langwieriges Be
weisverfahren abhandeln soll? Die geforderte Schuld-
übernahme ersetzt dann wohl selbstredend die „Suche
nach der Wahrheit“. Vom Angeklagten wird erwartet,
dass er sich nach seinem Geständnis mit der Verlesung
sämtlicher Aktenbestandteile einverstanden erklärt
(~ 252 Abs 1 Z 4 öStPO), auf die Einvernahme von
Zeugen verzichtet und dadurch der Staatsanwaltschaft
und dem Gericht Arbeit erspart. Würde dies vom An
geklagten nicht erfolgen, so wäre ja gerade der von
den Strafverfolgungsbehörden intendierte Zweck jeder
Absprache dahin und würde wohl kein Staatsanwalt
sich zu einer derartigen Absprache bereit erklären,
wenn sich dadurch an der Verfahrensdauer nichts än
derte. Diese Wahrheit muss man iZm dem derart ge
machten Vorschlag auch offen aussprechen dürfen.

Damit scheitert der Vorschlag Ruhris aber bereits da
ran, dass natürlich die materielle Wahrheit dadurch auf
der Strecke bleibt, es — soll die Absprache Sinn machen

auch bleiben muss. Die von ihm geforderten „Sicher
beitsrnechanisrnen“ kann es nicht geben, weil dann der
Zweck der Absprache ad absurdum geführt würde.
Die Wahrheit kann nur die der von Kriminalpolizei
und Staatsanwaltschaft zusammengestellten Ergebnisse
des Ermittlungsverfahrens sein. Eine weitergehende
Wahrheitserforschung führt zurück zum Primat des or
dentlichen Beweisverfahrens in der Hauptverhandlung
und widerspricht damit gerade der Absprache. Weder
Staatsanwaltschaft noch Gericht würden in einem sol
chen Fall von der Absprache profitieren und daher auch
keine Veranlassung sehen, eine solche umzusetzen.
Diese Tatsache darf man in diesem Zusammenhang
auch nicht verleugnen und muss zur Kenntnis nehmen,
dass eine gesetzliche Implementierung natürlich auch
Auswirkungen auf die Unschuldsvermutung hat.56

Rubri vermeint weiters, dass sich sein Konzept einer
Absprachenregelung nicht auf „Vereinbarungen in der
Schuldfrage“, sondern einzig und allein auf Vereinba
rungen hinsichtlich der Rechtsfolgen beziehe.5)
Dieser Ansatz ist aber nur dann richtig, wenn er darun
ter verstanden wissen will, dass es zu keiner Absprache
mit der Staatsanwaltschaft kommen soll, wonach nur
gewisse historische Sachverhalte unter Anklage gestellt
werden, zu welchen sich der Angeklagte geständig ver
antwortet, während die Verfolgung anderer Sachver
halte eingestellt wird. Dazu müsste man natürlich die
Staatsanwaltschaft vom strafrrozessualen Legalitäts
prinzip581 befreien, was aber auch kuhn nicht will. Dass
es aber bei der von ihm vorgeschlagenen Lösung zu

keiner Absprache auch hinsichtlich der Schuldfrage
kommt, kann wohl nicht angenommen werden. Denn
welche „Transaktionswährung“ hätte denn der Ange
klagte sonst anzubieten außer seiner vollen Ubernahme
der Schuld zu dem von der Staatsanwaltschaft ange
klagten Sachverhalt. Gerade ffir sein Geständnis soll
er ja „belohnt“ werden. Die Ubernahme der Schuld
und die Nichtdurchführung eines vollständigen Be
weisverfahrens sind jene Anreize, welche der Ange
klagte den justiziellen Behörden anbieten kann.

Der Ablaufdes Deals soll nach Ruhni zwischen dem
Staatsanwalt und dem Angeklagten bzw (wohl in der
Praxis meist) seinem Verteidiger besprochen werden.
Diese sollen sich über einen niedrigeren Strafrahmen
einigen, innerhalb dessen das Gericht das an diese
Vereinbarung gebunden ist — seine Strafe ausmessen
darf.59 Rubri schlägt vor, dass das Gericht aus den Ab
spracheverhandlungen herausgehalten wird und nur
dann sein Veto einlegen kann, wenn es „berechtige Zwei
fel daran hat, dass die zwischen Staatsanwaltschaft und dem
Angeklagten geschlossene Vereinbarung den Ergebnissen des
Strafi‘eifahrens bezogen aufdas vom Angeklagten verwirk
lichte Delikt widerspricht (Verletzung des Prinzips der ma
teriellen Wahnbeit,Y‘!‘1 Mit anderen Worten: Das Ge
richt darf nur mehr überprüfen, ob die beiden „Ver
tragsparteien“ materiell betrachtet vom richtigen Straf
tatbestand ausgehen. Ansonsten will kuhn den Richter
aus dem Deal heraushalten. Dabei geht er aber wohl
von einer anderen Praxis des Strafverfahrens aus als
die Verfasser, welche nicht annehmen, dass sich ein
Richter zur mehr oder wenig salopp formuliert —

„Frankiermaschine“ des Deals zwischen Staatsan
waltschaft und Verteidigung machen lässt.

Dem in der Praxis erlebten richterlichen Selbstver
ständnis bzw dem von diesen Repräsentanten der
Staatsgewalt geformten Selbstbild kann es wohl nicht
entsprechen, dass man diesen sozusagen einen verein
barten Strafrahmen aufzwingt, ohne davor auch nur
im geringsten deren Meinung zur Schwere des gegen
ständlichen Delikts einzuholen. Der Versuch, die Ge
richte aus dem Deal herauszuhalten, würde praktisch
dazu führen, dass der Vorschlag nicht anwendbar wird.

55) Sa Medigovic, Vorartberger Tage 2007, 96.
56) katz, Öjz 2009, 949.
57) kuhn, aaO 244.
58) Zum strafprozessualen Legalitätsprinzip im Unterschied zum verfas

sungsrechtlichen Legalitätsprinzip des Art 18 B-VG 5 Tipold, aaO
169 (171).

59) Wobei kuhn, aaO 247, inkonsequent nicht nur davon spricht, dass
jür den konkreten Fall eine vom gesetzlichen Strafrahmen abwei
chende Ober- und Untergrenze der Strafe festgelegt wird und die
konkrete Sanktion demnach innerhalb dieses gegenüber dem gesetz
lichen Strafrahmen reduzierten Bereiches auszumitteln ist“, sondern
auch von „der Höhe der von Staatsanwaltschaft und Angeklagten
vereinbarten Strafe bzw der Vereinbarung hinsichtlich der darin fest
gelegten Rechtsfolgen“ ausgeht.

60) RuhrL aaO 246.
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Dafür spricht neben dem richterlichen Selbstver
ständnis auch die Tatsache, dass wohl ebenso der Ange
klagte an dieser Form des Deals seine Bedenken äußern
wird. Wenn nämlich der Deal zwischen Verteidiger!
Angeklagtem und Staatsanwalt dergestalt ablaufen soll,
dass der Angekiagte für sein Geständnis vom Staatsan
walt die Zusicherung der Anwendung eines reduzierten
Strafrahmens erhalt, so weiß er letztlich noch immer
nicht, welche nach Tagessätzen, Tagen, Wochen, Mo
naten oderjahren konkret ausgemessene Strafe er be
kommt. Der Richter soll den zwischen Angeldagtem
und Staatsanwalt getroffenen Deal eigentlich nur mehr
absegnen, aber doch noch die Freiheit haben, innerhalb
des nunmehr reduzierten Strafrahmens sein eigenes
Urteil zu sprechen und innerhalb dessen sein Strafaus
maß zu finden. Wenn nun aber der Richter mit dem
Deal nicht wirklich einverstanden ist, weil er das gegen
ständliche Delikt zB für ein besonders verwerfliches
und von hoher krimineller Energie gekennzeichnetes
hält, so hindert ihn nichts dann, innerhalb des redu
zierten Strafrahmens die Strafe so auszumessen, dass
sie im Endeffekt wieder dem alten Strafrahmen ent
spricht. Die Auffassung des Gerichts bleibt somit für
den Angeklagten bis zur Urteilsverkündung noch im
mer ungewiss. Unter diesen Umständen wird man in
der Praxis wohl überhaupt keinen Angeklagten finden,
der sich bei einer derart „schwachen Zusage“ seiner
Verteidigungsrechte begibt. Vielmehr wird er dies nur
tun, wenn ihm der Richter (!) als faktisches Entschei
dungsorgan ganz konkret zusagt, welche Strafe er be
kommen wird. Die Verteidiger werden folglich weiter
hin zum entscheidenden Richter pilgern, um sich dort
ihre konkreten Urteile auszuhandeln. Rubris Vorschlag
geht damit auch nach unserer Auffassung an einer zu
künftig nach theoretischer Umsetzung seiner Wunsch-
vorstellung nicht anders erwartbaren Praxis vorbei.

Rubri will unter Bedachtnahme auf die Argumente
von Ratz6‘ den Richter ua auch deshalb aus dem Deal
heraushalten, weil dieser sonst Druck auf den Ange
klagten ausüben könnte.62~ Rubri ist also völlig bewusst,
welche Gekhr darin begründet liegt, wenn man es
Richtern dadurch ermöglichen könnte, sich selbst
ihre Arbeitsbelastung auszusuchen, indem sie eine
Strafe in Aussicht stellen, die nach Durchführung eines
aufwendigen Beweisverfahrens im Raum stünde, und
einer alternativen Strafbemessung, die dann gewährt
wird, wenn der Angeklagte dem Richter diese Arbeit er
spart. Doch wie würde ein Richter reagieren, der aus
dem Akt des bisherigen Verfahrens erkennen kann, dass
ein Deal wegen der Ablehnung des Angeklagten ge
scheitert ist, weil dieser sich mit dem von der Staatsan
waltschaft angebotenen Strafrahmen nicht anfreunden
konnte? Können wir hier mit Sicherheit davon ausge
hen, dass dies nicht zu einer „Sanktionierung“ eines
derartigen Verhaltens durch den erkennenden Richter
führen würde?

Auch ist in diesem Zusammenhang den Ausführun
gen Ruhris nicht eindeutig zu entnehmen, ob ein Deal
nach Beginn der Hauptverhandlung generell ausge
schlossen sein soll. 1?Väre dies nicht der Fall, so läge es
wiederum in den Händen des Hauptverhandlungsrich
ters, den Angeklagten zu einer „Verfahrensabkürzung“
zu „motivieren“. Der Angeklagte muss es sich folglich
vor der Hauptverhandlung überlegen, ob er das Risiko
oder die „Sicherheit“ will, was seine Drucksituation
wiederum erhöht.

Ruhri plädiert in der Folge für die Einführung eines
Verständigungn*bters“ aus dem Grund, „dass der flur

die Genehmigung einer Verständigung zuständige Richter
[.. .1 in dem Fall, dass eine von den Parteien angestrebte Ver
ständigung letztlich nicht zustande kommt, vom weiteren
Einschreiten in der Recbtssache ausgeschlossen ist, da durch
die Befassung mit dem Sachverhalt im Rahmen der Atjisng
einer Verständigung eine aus dieser Tätigkeit resultierende,
inhaltliche Festlegung, die mit einer Veifabrensdurcbflih
i-ring unvereinbar ist, eifolgt Insbesondere im Fall der Ab
lehnung einer Verständigung bat sich ein Richter bereits so
weit fesegelegt, dass sein weiteres Tätigwerden in dieser
Rechtssache ausgeschlossen ist. ‘~

Abgesehen von der Tatsache, dass durch die Einfüh
rung eines Verständigungsrichters weitere belastende
Tätigkeiten auf die ohnehin bereits ausgelastete Straf
justiz zukommen könnten,M was in Anbetracht der
budgetären Situation eine Umsetzung bereits aus die
sem Grund verunmöglichen könnte, teilen die Verfas
ser nicht den Optimismus Rubris, der vermeint, dass da
durch eine mögliche Befangenheit des Hauptver
handlungsrichters ausgeschaltet wäre. Bei lebensna
her Betrachtung muss nämlich bei dem von Ruhri
vorgeschlagenen Modell jemand den ersten Schritt
zum Deal tun. Im Regelfall wird dies der Verteidiger
sein, der für seinen Mandanten die Situation abklären
möchte. Dieser darf— nimmt man nicht den von 13 Os
l!1O m skizzierten Fall an — nur im Auftrag seines Man
danten handeln. Somit darf der Hauptverhandlungs
richter davon ausgehen, dass der Angeklagte zu einem
Deal bereit war, der aber aus unterschiedlichen Grün
den nicht funktionierte. Einer dieser Gründe kann zB
darin liegen, dass sich der Angeklagte mit der Staatsan
waltschaft nicht über den Strafrahmen einigen konnte.
Wenn sich der Hauptverhandlungsrichter — der nach
Ruhri im Akt nachlesen kann, dass Verständigungsge
spräche mit der Staatsanwaltschaft (und eventuell auch
dem Verständigungsrichter) geführt wurden65 dann
in der Folge eines derart geführten, aber gescheiterten

61) 0Z2009, 949ff
62) AaO 246.
63) Ruhr,, aao 246.
64) Konkret wird dies nur gesagt werden können, wenn man empirisch

auch die damit verbundenen Einsparungsmöglichkeiten erhebt
65) AaO 247.
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Verfahrens denkt, dass der Angeklagte wohl nur dann
zu einem Deal mit zwingendem Geständnis bereit ge
wesen sein wird, wenn er die Tat auch begangen hat,
dann ist dies menschlich mehr als verständlich und
führt genau dazu, dass in einem nachfolgenden Verfah
ren die Unschuldsvermutung im geistigen Auge des
Richters wohl nur mehr eingeschränkt vorliegen wird.
Der „Verständigungsrichter“ — der ohnehin bereits
den gesamten Akt studieren musste ist dann nicht we
niger als der Hauptverhandlungsrichter geeignet, das
anschließende Verfahren zu führen. Eine gewisse Form
der Voreingenommenheit liegt dann nämlich bei bei
den vor. Diese Tatsache ist im Ubrigen wohl auch der
zutreffenden Auffassung des OGH in 13 Os 1/lOm
zu entnehmen.

Daran ändert es auch nichts, wenn — nach den Forde
rungen Ruhr#‘6~ — ein im Zuge der nachfolgend erfolg
losen Verständigung zwingend abgelegtes Geständnis
nicht verwertbar sein soll.6 Wäre dieses Geständnis
das einzige Beweismittel, so wird es der Beschuldigte!
Angeklagte auch bei einer Verständigung nicht ablegen,
weil er so ja freigesprochen würde. Gibt es andere Be
weise, dann benötigt der Hauptverhandlungsrichter das
zuvor abgelegte Geständnis nicht, wird sich aber durch
dieses Geständnis schon eine klare Meinung zur Glaub
würdigkeit der nachfolgend bestreitenden Verantwor
tung des Angeklagten bilden. Zu hoffen, dass ein Rich
ter bei gesetzeskonformem Vorgehen dies geistig völlig
ausblenden kann, überschreitet die Grenzen menschli
cher Realitäten.

Dass es bei der Verständigung aber gar nicht um das
Geständnis, sondern um den Verzicht auf ein aufwändi
ges Beweisverfahren geht, wird auch dadurch evident,
wenn Rnbri auf ein bereits im Ermittlungsverfahren
abgelegtes Geständnis rekurriert. Denn hier stellt
sich die Frage, was denn der Angeklagte bei einem Deal
noch anzubieten hat. Nachdem er bereits vor der Kri
minalpolizei geständig war, kann dieser Angeklagte
nur mehr damit drohen, sein Geständnis zu widerrufen
und auf der Durchführung des vollständigen Beweis-
verfahrens zu beharren. Er droht also nur mehr mit
Mehrarbeit, um von der Staatsanwaltschaft ein Anbot
zu erhalten. Bekommt er dieses nicht, so scheidet für
diesen Angeklagten jede Möglichkeit eines Deals aus,
was doch eine sehr skurrile Situation darstellt.

V. Gründe gegen die Einführung
einer gesetzLichen RegeLung von
Verständigungen

Ruhris Beitrag befasst sich unter Punkt 3. mit der „Not
wendigkeit einer gesetzlichen Regelung«!“1 Allerdings gibt
er dabei keinen wirklichen Grund dafür an, warum Ab
sprachen tatsächlich gesetzlich geregelt werden sollten.

Allein die Tatsache, dass sie gesetzwidrig existieren,
kann dabei wohl nicht als ausreichend angesehen wer
den. Auch die Angst der an einer solchen Absprache be
teiligten Richter, Staatsanwälte und Verteidiger, früher
oder später einmal einer strafgerichtlichen (oder auch
disziplinarbehördlichen) Verurteilung gegenüberzuste
hen, kann dabei wohl nicht als rechtsstaatlich relevanter
Grund herangezogen werden.

Fasst man es zusammen, so gibt es für eine derartige
Absprachenregelung überhaupt keine Erklärung, weil
es eben keine rechtsstaatlich nachvollziehbare Not
wendigkeit dafür gibt. Denn nicht alles was in Oster
reich strafgesetzwidrig geschieht, bedarf auch einer
Entkriminalisierung.

Betrachtet man demgegenüber die Gründe, weshalb
es eine gesetzliche Verankerung dieser Praxis nicht ge
ben sollte, so kann man dies aus dem oben Ausgeführ
ten wie folgt zusammenfassen:

1. Die Verstärkung der Drucksituation für den
Beschuldigten/Angeklagten

Stellt das Gesetz dem Beschuldigten/Angeklagten an
stelle des Milderungsgrundes des § 34 Abs 1 Z 17
öStGB die Möglichkeit zur Verfügung, gleich seinen
gesamten Strafrahmen zu reduzieren, so wird er — va,
wenn er die Möglichkeiten seine Unschuld zu beweisen
als gering ansieht — noch mehr unter Druck gesetzt, ein
Geständnis abzulegen. Andernfalls würde er sich —

selbst wenn er von seiner Unschuld überzeugt ist —

der Gefahr einer noch weit höheren Strafe aussetzen.
Dass dadurch auch der „nemo tenetur“-Grundsatz auf
geweicht wird, ist die logische und aus Sicht der Ver
fasser unerwünschte Konsequenz.

Betrachtet man den in 13 Os 1/lOm aufgezeigten
Fall, so wird ersichtlich, dass der Druck auf den Be
schuldigten/Angeklagten aber nicht nur durch Staats
anwaltschaft und Gericht, sondern auch durch sei
nen eigenen Verteidiger entstehen kann.7‘~ Denn das
Erzielen eines guten Deals wird — und daran kann auch
das beste Gesetz wenig ändern — von den persönlichen
Beziehungen des Verteidigers mit der Staatsanwalt
schaft bzw dem Gericht abhängen. Diese Beziehungen
bzw deren Aufrechterhaltung setzen aber in manchen
Fällen dann auch voraus, dass der Verteidiger darauf
hinwirken muss, dass der „wenig einsichtige, aber nach
den Ergebnissen des Ermittlungsverfahrens doch sicher
schuldige“ Mandant den Arbeitsaufwand der staatli

66) AaO 2461
67) kuhn, aaO 247.
68) kuhn, aaO 247.
69) kuhn, aaO 245.
70) Rat, Öjz 2009. 949.
71) Sa den bei Soyer, aaO 73 (83 f) zitierten englischen Fall R. v. Turner

und generell die bei Soyen, aaO 73 (94) wiedergegebenen englischen
Erfahrungen mit der Druckausübung durch den eigenen Verteidiger.
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chen Institutionen gering hält. Will der Verteidiger
auch morgen noch für einen anderen Mandanten einen
vernünftigen Deal aushandeln können, dann muss er
gerade in derartigen Fällen seinen eigenen Mandanten
möglichst zum Einlenken „motivieren“. Damit besteht
aber die Gefahr, dass auch der eigene Verteidiger Teil
der staatlichen Druckausübung werden könnte.1

Besonders stark könnte — wendet man sich auch
menschlichen Realitäten zu, die auch in Anbetracht
standesrechtlicher Verpflichtungen in manchen Fällen
bestehen könnten der Druck dann ausgeübt werden,
wenn es sich um Verfahrenshilfesachen handelt. Der
Verteidiger könnte nämlich dadurch seine eigene nicht
direkt bezahlte Arbeit (teils erheblich) reduzieren. Dies
könnte aber in weiterer Folge wiederum dazu führen,
dass weit weniger anwaltliche Leistungen als bisher in
Strafsachen erbracht würden, was den gegenüber der
Justizverwaltung in Rechnung zu stellenden Pauschal
betrag und damit die Pensionen der Kammern kürzen
könnte.

Auch aus diesem Grund ist dem Deal und dessen
gesetzlicher Implementierung aus standespolitischen
Uberlegungen nur wenig abzugewinnen.

2. Die richterliche/staatsanwattschaftliche
Möglichkeit, den eigenen Arbeitsaufwand zu
reduzieren und das damit einhergehende noch
weitere Auseinanderklaffen der
„Sanktionsschere“

Geht man davon aus, dass mit der gesetzlichen Einfüh
rung einer Absprachenregelung die Staatsanwaltschaft
und das Gericht von der Mühsal eines aufwendigen Be
weisverfahrens entbunden werden, so besteht die Ge
fahr, dass diese Einrichtungen gerade deshalb beson
ders in diese Richtung drängen könnten. So haben zB
deutsche Rechtsanwälte am Strafverteidigerlnnentag
2010 in Salzburg davon berichtet, dass sie nunmehr re
gelmäßig von Strafrichtern angerufen werden, die ih
nen mitteilen, dass der Angekiagte im Falle eines Deals
„nut nur vier Jahren, im Falle einer Verurteilung nach
Durchftibrung eines Beweisveifabrens aber mit acht Jahren
Freiheitsstrafe zu rechnen“ hätte. Nun soll der öster
reichischen Richterschaft nicht unterstellt werden,
Gleichartiges zu tun und in diesem Sinne nahezu „er
presserisch“ vorzugehen. Aber dennoch würde ihnen
eine gesetzliche Regelung derartiges „freizeitmaximie—
rendes“ Vorgehen gesetzeskonform ermöglichen.75‘
Auch daraus erkennt man aber, dass das Aufweichen
des Primats des ordentlichen Beweisverfahrens die Ge
fahr in sich birgt, dass derjenige Angeldagte, der auf der
Durchführung desselben besteht, weit stärker bestraft
werden könnte als derjenige, der sich sofort dem staats
anwaltschaftlichenlrichterlichen Druck unterwirft. Da
raus aber folgt, dass es zu einem noch weiteren Ausei
nanderkiaffen der Strafen für Geständige und Nichtge

ständige kommt. Damit wird die Strafe des Angeklag
ten, der seine Unschuld (letztlich erfolglos) unter
Beweis stellen möchte, eine ungerechte im Verhältnis
zum Dealenden.

Die Folge der Implementierung wäre wohl, dass
das „normale“ Strafverfahren die Ausnahme und das
„Deal-Kurzverfahren“ die Regel werden könnte. Dass
dies alles rechtsstaatlich erwünscht sein soll, können
die Verfasser dieses Beitrages nicht nachvollziehen.

Darüber hinaus ist festzuhalten, dass die Drucksitua
tion des Angeklagten manchmal auch nur eine schein
bare ist, denn die Praxis zeigt, dass manchmal die Strafe
selbst nach durchgeflihrtem Beweisverfahren eine weit
niedrigere sein kann als jene, welche als nur scheinbar
milde bei Geständnis in Aussicht gestellt wurde. Dies
kann daran liegen, dass bei anwachsender Verfahrens-
dauer der Milderungsgrund des § 34 Abs 2 StGB zur
Anwendung kommt oder sich erst durch die Einver
nahme der Zeugen zeigt, dass sich die Schwere des ur
sprünglich angeklagten Delikts in einem ganz anderen
Licht präsentiert. In Anbetracht auch dieser Tatsache
wird der Angeklagte noch mehr durch die Möglichkeit
des Deals in einen internen Interessenkonflikt ge
bracht.

3. Die Ungleichbehandlung von armen und reichen
AngekLagten

Es ist kein Geheimnis, dass das Interesse der Strafjustiz
an der Durchführung von Absprachen gerade dort be
sonders stark ist, wo das Verfahren geradezu extreme
Dimensionen annimmt. Nach der Erfahrung der
Verfasser ist dies vor allem bei Wirtschaftsstrafsachen
der Fall. Wenn die Praxis zeigt, dass es gerade in sol
chen Strafsachen regelmäßig zu unzähligen Kisten
von zu bearbeitenden Beweismaterialien, zur Einver
nahme von manchmal hunderten Zeugen und Geschä
digten und damit zu wochen- und monatelangen
Hauptverhandlungen kommt, so ist gerade hier das Be
dürhis nach „Abkürzung“ auch nachvollziehbar. Ge
rade in solchen Verfahren handelt es sich aber meist
um Angeklagte, die auch finanziell in der Lage sind,

72) Sa katz, Öjz 2009, 949 (955).
73) Die van Soyer, aao 73 (92) aufgestellte Behauptung, dass durch Ab

sprachen für den Verteidiger ‚eine Zeitersparnis und damit erhöhte
Verdienstmöglichkeiten“ verbunden sein sollen, können die Verfasser
auch aus dem Blickwinkel der Wahlverteidigung (~ 58 StPO) nicht
teilen, wäre doch der Verdienst bei ‚.durchverhandelter“ Hauptver
handlung weit höher.

74) Sa die englischen Erfahrungen bei Soyer, aaO 73 (93).
75) Sa katz, aaO 949 (950 f).
76) Schünemann, Zur Kritik des amerikanischen Strafprozessmodells, FS

Fezer (2008) 555 (567); ihm folgend auch katz, ÖJZ 2009,949; dies
sieht übrigens auch Soyer, Wahrheit im Strafprozess 78 (88) so, der
daraus allerdings den gegenteiligen Schluss einer notwendigen Im
plementierung zieht,

77) Sa katz, ÖJZ 2009, 949 (951).
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mehrere Verteidiger zu beschäftigen und damit
manchmal auch ein Verfahren in ungeahnte Längen
zu ziehen. Damit machen sie aber nur gesetzeskonform
ihre Beschuldigtenrechte geltend und „lukrieren“ am
Ende (zumindest) den Milderungsgrund des § 34 Abs 2
StGB.

Die „Transaktionswährung“ dieser Angeklagten, de
ren umfassendes Geständnis und deren Verzicht auf ein
Beweisverfahren, ist damit aber ungleich wertvoller als
das jener Angeklagten, die mit einfachen Sachverhalten
konfrontiert sind und sich darüber hinaus auch kein
Verteidigerteam leisten können.

Dadurch wird aber gerade eine Kiassenjustiz geför
dert, wenn nämlich der Deal des armen Angeklagten
niemals zu jener Strafreduktion führen kann, wie jener
des Vermögenden. In diese Richtung muss es auch ge
hen, wenn man mit Moos die Auffassung andenken
wollte, die Zulässigkeit von Absprachen „auf besonders
komplizierte und zeitauflviindige Ve;fabren“ zu begren
zen. Gerade diese Kriterien treffen auf Wirtschafts
strafsachen in besonderem Maße zu (was selbstver
ständlich auch Moos erkennt). Wenn umgekehrt aber
beide Gruppen von Angeklagten Reiche wie Arme)
nicht vom durchzufiihrenden Beweisverfahren abwei
chen können, dann driften deren Strafen auch nicht
derart eklatant auseinander und würde dadurch auch
nicht die Augenbinde der Justitia derart ungerechtfer
tigt verrutschen. Auch diese Sichtweise spricht gegen
die Einführung des gesetzlichen Deals.

4. Der Zwang der Staatsanwaltschaft/des Gerichts
zum ungewünschten Deal

Darüber hinaus darf nicht vergessen werden, dass eine
gesetzliche Verständigungsregelung wohl nicht nur
eine Möglichkeit, sondern wohl auch das Recht des Be
schuldigten/Angeklagten auf Durchführung von „Ver
gleichsverhandlungen“ zu gewährleisten hat. Das wie
derum bedeutet, dass folglich auch Staatsanwälte und
Richter und das sind in der Praxis nicht wenige —

mit einer derartigen Vorgangsweise konfrontiert wür
den, die gerade ein Kontrahieren des Staates mit mut
maßlichen Rechtsbrechern aus ihrem beruflichen
Selbstbildnis heraus ablehnen. Warum gerade diesen
Standesvertretern eine derartige Pflicht auferlegt wer
den sollte, bleibt ebenso unerfindlich.

5. Der Verlust der staatsanwaftschaft(ichen/
richterlichenlanwaltlichen „Form“ durch das
Schnellverfahren

Ratz hat völlig zu Recht darauf aufirierksam gemacht,
welche „Nebenwirkungen“ die Einführung einer —

wie wir es nennen — „StPO light“ auch für Richter
und Staatsanwälte haben kann. Wenn Staatsanwälte
und Richter davon ausgehen können, dass die weit

überwiegende Anzahl der bei ihnen anfallenden Akten
im Schnellverfahren erledigt werden können, dann ver
lieren sie im Laufe der Zeit auch ihre fachliche Kompe
tenz. Denn wozu soll man sich mit dem Akteninhalt im
Detail, mit Fachliteratur oder gar der Judikatur des
Flöchstgerichts auseinandersetzen, wenn doch durch
ein Telefonat mit dem Verteidiger das „Vorergebnis“
der Kriminalpolizei in Urteilsform gegossen werden
kann. Daraus folgt, dass die Einführung einer Abspra
chenregelung auch die Qualität staatsanwaltlicher und
richterlicher Leistung schmälern kann.

Gleiches gilt aber auch für spezialisierte Strafvertei
diger, wenn diese — anstatt sich mit dem Akt und juris
tischer Fortbildung zu beschäftigen — vielmehr an der
Aufrechterhaltung guter Beziehungen zu Richtern in
teressiert sind. Gerade in diesen Fällen verliert dann
auch der Strafverteidiger seine Fachkenntnis und da
mit die Fähigkeit, seine Mandanten lege artis zu vertre
ten.

6. Das Bild der normunterworfenen Öffentlichkeit

Obgleich dies aus Sicht der Verfasser — als Verteidiger
auf Seiten des Vertretenen — sicher nicht der zentralste
Punkt ist, so ist doch ebenso auf das Bild der Strafjustiz
in der Offentlichkeit zu achten. Welchen Eindruck
kann aber die Offentlichkeit von einem Strafverfahren
gewinnen, das sich uU auch mit den schwersten Delik
ten nur unter dem Blickwinkel einer bereits in nicht öf
fentlicher „Vergleichsverhandlung“ eingeschränkten
Strafbefugnis auseinandersetzt?80~ Wenn zB die vorge
lagerte „Vergleichsverhandlung“ über den reduzierten
Strafrahmen in einem Verfahren wegen des Vorwurfs
des Mordes nur in Anwesenheit eines Verständigtings
richters, eines Staatsanwalts und eines Verteidigers mit
dem Angeklagten inhaltlich stattfindet und somit nicht
einmal Geschworene dabei eingebunden sind, wird die
Transparenz des staatlichen und straijustiziellen Gel
tungsanspruchs (sei es auch nur den Strafrahmen be
treffend) sicherlich nicht gewährleistet. Ganz abgese
hen davon, dass eine derartige Gesetzesänderung wohl
in einem gewissen Missverhältnis zu § 13 Abs 1 erster
Satz StPO stehen müsste. Würde man die Absprachen
auch nur „aufStnsftaten mittlerer und leichterer Schwere“
beschränken,~° so ändert aber auch das nichts am Ge
samteindruck.

78) AaO 56 (64).
79) katz, aaO 949 (951).
80) Sa TipoId, aao 169 (184) zur Frage der Kontrolle der Strafrechts-

pflege durch die Öffentlichkeit.
81) katz, Öjz 2009,949.
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AbhandLung

VI. Zusammenfassung:
Notwendigkeit einer gesetzLichen
Regelung von Absprachen, oder:
Worum es wirkLich geht

Stellt man sich zusammenfassend und in Anbetracht
der oben vorgebrachten Argumente die Frage, wozu
es denn überhaupt rechtsstaatlich besehen der Abspra
chen bedarf, so erkennt man, dass diese in ihrem in
nersten Kern nur mit der Unsicherheit des Angeklag
ten zu tun haben, welches konkrete Strafausmaß er
mit oder ohne durchgeführtes Beweisverfahren bzw so
mit mit oder ohne abgelegtes Geständnis erhalten wird.
Könnte sich der Angekiagte konkret ausrechnen, was
ihm die eine oder andere Vorgehensweise bringen wür
de, so erübrigten sich sämtliche Wege des Verteidigers
zum StaatsanwaltlHauptverhandlungsrichter.

Aus diesem Gedanken leitet sich ab, dass das ganze
Unwesen der Prozessabsprachen dann ein Ende finden
und nicht einmal einer gesetzlichen Regelung bedürfen
würde, wenn sich die Strafhemessung von der bislang
nicht nachvollziehharen Bewertung des Milde
rungsgrunds des Geständnisses lösen würde. So wäre
es ganz einfach — wie es mittlerweile unter Orientierung
an derjudikatur des EGMR in den Fällen des Verstoßes
gegen das Beschleunigungsgebot geschieht möglich,
dass die OLG in ihren Entscheidungen festhalten,
welcher konkrete und zahlenmäßig festgehaltene
(somit nachvollziehbare) Wert dem Geständnis zu
kommt.82 Wenn es dabei zu einer nachvollziehbaren
und großzügigen Praxis kommen würde, dann wäre es
für den Verteidiger ein Leichtes, seinem Mandanten
in concreto mitzuteilen, was ein Geständnis in dieser
Sache „wert“ ist. Wenn man als Rechtsanwalt in der
Praxis hingegen oftmals in erster und zweiter Instanz
nur den Eindruck vermittelt bekommt, dass sich ein
Geständnis de facto überhaupt nicht „rechnet“, dann
führt der Weg wiederum unmittelbar in den Deal.

Die erste und zentralste Voraussetzung zur Abschaf
fung des Absprachewesens ist somit eine konkret nach
vollziehbare Strafbemessung einer — gegenüber der ers
ten Instanz — inhaltlich kritischen Rechtsmittelinstanz.
Bekommen die Verteidiger den Eindruck, dass die
Rechtsmittelinstanzen ohnehin sämtliche Strafaussprü
che der ersten Instanz „halten“ bzw maximal im Zuge
einer Strafberufling der Staatsanwaltschaft die Strafe
hinaufsetzen, so entsteht daraus der Drang, alles in ers
ter Instanz „klarzumachen“.

In diesem Zusammenhang sei aber auch darauf hin
gewiesen, dass dieser Zugang ebenso flur die Frage
der Nichtiglceitsbeschwerde zu gelten hat. Bekom
men die Verteidiger den Eindruck, dass das Rechtsmit
telgericht auch hinsichtlich geltend gemachter Nichtig
keitsgründe „alles hält“ und zB die Begründungserfor

dernisse iSd § 281 Abs 1 Z 5 StPO sehr lasch bzw bei
gestellten Beweisanträgen den Nichtigkeitsgrund des
§ 281 Abs 1 Z 4 StPO zu restriktiv handhabt, so ist
aus dieser „anwaltlichen Frustration“ heraus der Weg
zum Deal nicht weit. In diesem Sinne muss auch dem
von Ratz zitierten deutschen Argument, wonach — zu
sammengefasst der Deal für die Richter deshalb nicht
verzichtbar scheint, weil der BGH eine für die Tatsa
cheninstanz zu komplizierte und überfordernde Rsp
pflegt,‘3 für Osterreich klar widersprochen werden.
Weicht der OGH seine Rsp nämlich auf und versucht
—wie manchmal von Verteidigerseite in der Vergangen
heit kritisiert — möglichst viele erstinstanzliche Ent
scheidungen zu „halten“, so resignieren diejenigen Ver
teidiger, die klar am Buchstaben des Gesetzes verteidi
gen wollen, weil dann »ohnehin alles gehalten wird“. So
haben die Verfasser es in ihrer Praxis von Absprachen
praktizierenden Kollegen weder in Deutschland noch
in Osterreich gehört, dass Richter aufgrund höchstge
richtlicher Uberforderung den Deal favorisiert hätten.

Daraus folgt erneut: Nur die starke und gegen
über den Erstgerichten kritische Instanz verhindert
den Deall

Ist aber diese Voraussetzung gegeben, so gibt es
rechtsstaatlich überhaupt keinen Grund für die Einfüh
rung einer gesetzlichen Verankerung von Absprachen.
Auch die Vorschläge Rubris konnten die Verfasser nicht
davon überzeugen, dass dafür Bedarf besteht.

Wenn Medigovic sich letztlich deshalb mit der „recht
lichen Bewältigung des Abspracbenproblems“ auseinander
setzt, weil „eine völlige Unterbindung [.1 angesichts der
Realität des Faktischen und mangelnder Kontrollmöglichkei
ten kaum erzielbar“ sei,~ und man halt deshalb Dinge,
die sich nicht vermeiden lassen, in rechtliche Bahnen
kanalisieren müsse, so kann auch dieser Zugang die
Verfasser nicht von deren Richtigkeit überzeugen. So
würde doch auch niemand auf die Idee kommen, Wirt
schaftsverbrechen deshalb zu entkriminalisieren, weil
diese faktisch laufend vorkommen und manchmal auch
nicht einfach nachzuweisen sind.

Es bleibt also dabei: Eine gesetzliche Regelung von
Absprachen ist weder geboten, noch zwingt die Macht
des Faktischen zur Einführung einer „StPO light985

82) Vgl klar, WK-StPO § 9 Rz 40.
83) Rau, ÖjZ 2009,949 (951 1).
84) Vorarlberger Tage 2007, 100: sa dies. Bemerkungen 132: ähnlich

auch Moos, RZ 2004, 56 (60 1).
85) Es sei abschlielknd erwähnt, dass die Ablehnung von Prozessabspra

chen, welcher der Erstautor bereits als Student vertrat (skier, aaO
55 ff), audi nach fast einem Jahrzehnt anwaltl icher Praxis im Bereich
des Strafrechts unverändert ist.
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